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Mit dem Amtsantritt Barack Obamas als Präsident
der USA im Januar 2009 hat sich der Ton in den in-
ternationalen Beziehungen grundlegend gewandelt.
Statt der bis dahin vorherrschenden generellen
Skepsis gegenüber den Vereinten Nationen haben der
neue Präsident und seine Regierung eine positive
Haltung zum Multilateralismus. Die Begleichung der
Schulden gegenüber den UN ist nur ein Beleg dafür.
Gehemmt ist die Regierung gegenwärtig durch ei-
nen unwilligen Kongress, zwei Kriege und die Folgen
der Finanzkrise. Sollten diese Hemmnisse nicht über-
wunden werden, wird es den USA nicht gelingen,
ihre Glaubwürdigkeit zurückzugewinnen, um gemein-
sam mit anderen Mitgliedstaaten eine Führungsrolle
in den UN zu übernehmen.

Es ist nicht ausgeschlossen, dass eine zukünftige Re-
gierung der Vereinigten Staaten von Amerika wieder
einmal versuchen wird, die Vereinten Nationen zu
Liebe und Unterwerfung zu zwingen, doch die gegen-
wärtige Regierung unter Barack Obama gibt dafür
keinerlei Anzeichen. Es ist vielmehr ermutigend zu
sehen, dass der Generalsekretär der Vereinten Natio-
nen Ban Ki-moon Washington mit immer mehr Nach-
druck auf UN-Prinzipien hinweist, spürt er doch we-
niger Druck, da die beflissentlich nachtragende Auf-
merksamkeit, die die USA dem UN-Sekretariat früher
hat angedeihen lassen, nachgelassen hat.

Doch manche Dinge ändern sich nie. Noch immer
zwingt die Regierung den Vereinten Nationen ameri-
kanisches Personal auf – wie zuletzt im Fall von Antho-
ny Lake, der ab Mai 2010 die Leitung von UNICEF
übernehmen wird –, aber wenigstens sind diese Per-
sonen dem gesamten Konzept multilateraler Orga-
nisationen gegenüber nicht feindlich eingestellt und
bringen, wie Lake, sogar einige Qualifikationen für
die Posten mit.

Obamas Ernennung von Betty King als Ständige
Vertreterin in Genf und Susan Rice als Ständige Ver-
treterin in New York sandte die richtigen Signale so-
wohl an die diplomatischen Kollegen als auch an das
UN-Personal. Der Präsident zog damit einen Schluss-
strich unter die Ära John Bolton, die ein einziger Af-
front gegen die Organisation war, ob gewollt oder
ungewollt. Zugleich wurde der Posten des Ständigen
Vertreters in New York wieder auf Kabinettsebene
angesiedelt, wie es die bei demokratischen Regierun-
gen symbolträchtige Tradition ist. 

Neben der Personalpolitik haben sich die USA auch
in vielen anderen Bereichen wieder in die Organisa-
tion eingebracht. Ihre Entscheidung, für einen Sitz im
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Menschenrechtsrat zu kandidieren (und ihn auch zu
gewinnen), findet seine Parallele in mehreren Ernen-
nungen von Personen mit erwiesener positiver Ein-
stellung zum Multilateralismus und Völkerrecht, auch
wenn sie manchmal durch die Versuche der Regie-
rung, ihre moralischen Positionen mit heimischer
Realpolitik in Einklang zu bringen, eingeschränkt zu
sein scheinen. 

Es überrascht daher kaum, dass Ban Ki-moon kürz-
lich in einem Interview1 den Präsidenten lobte als »je-
manden, der seine volle Unterstützung für die Ver-
einten Nationen deutlich und öffentlich erklärt hat.
Ich bin sehr dankbar für seine Führungsrolle und sein
Engagement – und, natürlich hat er die Schulden be-
zahlt, er hat im Kongress eine Erhöhung des Budgets
eingereicht.«

Bessere Zahlungsmoral

Finanzielles Engagement ist fast genauso wichtig wie
politisches Engagement. Für Organisationen wie für
Menschen gleichermaßen ist finanzielle Sicherheit ein
unschätzbarer Wert. Es erlaubt ihnen, statt mit Rech-
nungen zu jonglieren, sich auf die inhaltliche Arbeit
und zukünftige Planungen zu konzentrieren. Im Fall
der UN beliefen sich diese Rechnungen auf Milliar-
den an Dollar, weil die USA über Jahre ihre Schulden
nicht beglichen haben.

In diesem Jahr haben Ban und die UN ein solches
Stadium der Sicherheit erreicht. Dank Barack Oba-
ma und der neuen Mehrheit der Demokraten im Kon-
gress ist Ban der erste Generalsekretär seit Jahrzehn-
ten, der sich weniger um unbezahlte Rechnungen sor-
gen muss, da die USA sich schließlich bereit erklärt ha-
ben, ihre ausstehenden Pflichtbeiträge zum ordentli-
chen Haushalt und zum Haushalt für Friedensmis-
sionen zu begleichen. Die Überweisung der Beiträge
steht allerdings noch aus. 

Feindseliger Kongress

Jahrzehntelang hat der Kongress sich standhaft ge-
weigert, seine Pflichtbeiträge in vollem Umfang oder
termingerecht zu zahlen. Er zwang nachfolgende Ge-
neralsekretäre, im besonderen Maße auf amerikani-
sche Interessen Rücksicht zu nehmen, vor allem fie-
len dabei die Vorurteile verschiedener Interessen-
gruppen im Kongress ins Gewicht. War einmal die
Entscheidung gefallen, die Beitragszahlungen zu re-
duzieren, um die UN dazu zu zwingen, Programme
für Palästinenser fallen zu lassen, öffnete dies Tor und
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Tür für andere. Die Nahost-Problematik ist weitge-
hend konstant geblieben. In diesem Zusammenhang
ist festzuhalten, dass viele Demokraten diese Politik
unterstützten, nicht alle aktiv, aber dahingehend,
dass viele zögerten, den UN in dieser Angelegenheit
den Rücken zu stärken. 

Auf Seiten der Republikaner verstärkte sich die
offene Feindschaft gegenüber dem gesamten Konzept
der Vereinten Nationen mit dem Einfluss der ideolo-
gischen Rechten. Auch wenn die Konservativen wuss-
ten, dass sie für einen Austritt aus der Organisation
keine Unterstützung finden würden – weder im Kon-
gress noch in der Öffentlichkeit – haben sie alle mög-
lichen Gründe ins Feld geführt, um Beitragszahlun-
gen zu kürzen: Einmal war es die Missbilligung der
Position der UN gegenüber dem Nahen Osten, ein
anderes Mal waren es vermeintliches Missmanage-
ment und Korruption. Kürzlich hat die Waffenlobby
den geplanten Vertrag über den Waffenhandel (Arms
Trade Treaty) benutzt, um Gelder einzutreiben und
damit einen vermeintlichen globalen Angriff auf im
zweiten Verfassungszusatz festgeschriebene Rechte,
abzuwehren.2

Auf der pragmatischeren Ebene haben amerika-
nische Politiker die Macht des Geldes sehr wohl er-
kannt: Einen Vorschlag des schwedischen Minister-
präsidenten Olof Palme aus dem Jahr 1985, die ame-
rikanischen Beitragszahlungen für den ordentlichen
Haushalt von damals 25 auf 15 Prozent zu reduzie-
ren, hat die amerikanische Regierung abgelehnt. Ei-
ne solche Kürzung hätte den Einfluss Amerikas auf
die Organisation verringert. 

Selbst amerikanische Regierungen, die sich in den
UN stark engagierten, wie die von George Bush se-
nior, wurden von feindlich gesinnten Politikern im
Kongress daran gehindert, den Schuldenberg abzu-
bauen. Bill Clinton war den UN gegenüber zwar po-
sitiv eingestellt, doch ging er nicht so weit, sie auch
zu verteidigen, wenn dies die Gegnerschaft der Kon-
servativen eingebracht hätte. Der Kongress vermoch-
te nicht einmal dann die Rückstände zu begleichen,
als 1997 im Senat der parteiübergreifende Beschluss
zwischen dem republikanischen Senator Jesse Helms
und dem demokratischen Senator Joe Biden dazu ge-
fasst wurde. Auch Bush junior nutzte seine Position
nicht, um im Sinne Washingtons etwas zu erreichen,
obwohl sich seine Regierung weitaus mehr in den UN
engagierte als dies seine ungehobelte Rhetorik vermu-
ten lässt. Seine Berater, Condoleezza Rice und Colin
Powell, haben ihn mit großer Wahrscheinlichkeit da-
von abgehalten, seinen eigenen Vorurteilen nachzu-
geben. 

Die Amerikaner hatten sich so an diese negative
Grundeinstellung gewöhnt, dass ihnen möglicherwei-
se die erlösende Kraft von Obamas Rede bei der Ver-
leihung des Friedensnobelpreises an ihn am 10. De-
zember 2009 in Oslo entgangen sein mag. Er sagte:
»die Vereinigten Staaten können nicht darauf beste-

hen – wie es auch kein anderes Land kann –, dass sich
andere an die Regeln halten, wenn wir selbst das
nicht tun. Denn wenn wir es nicht tun, erscheint un-
ser Handeln willkürlich und die Legitimität zukünf-
tiger Interventionen wird untergraben – und seien
sie auch noch so gerechtfertigt.«3

Neue Konstellationen

Acht Jahre kalkulierter Zorn auf ›global governance‹
und acht davor liegende Jahre an Ausflüchten und
Tatsachenverdrehungen unter Clinton hatten es nicht
zugelassen, dies zuzugeben. Mit Obama gibt es nun
einen Präsidenten, der – mit Mehrheiten in beiden
Kammern des Kongresses – den UN seine Unterstüt-
zung zugesagt hat. Seine Nahost-Politik ist, wenn
nicht unbedingt identisch, so doch näher an den ver-
einbarten UN-Parametern orientiert als bei jedem sei-
ner Vorgänger. Im Kongress unterstützt eine bedeu-
tende Pro-Israel-Fraktion stillschweigend die Politik
der Regierung.

Des Weiteren hat Ban Ki-moon, auch wenn er ur-
sprünglich ein Kandidat von George W. Bush und
John Bolton war, enge Beziehungen zum Kongress
und zum Weißen Haus aufgebaut. Er war in Bezug
auf die Frage der Beitragszahlungen ziemlich beharr-
lich. Er sprach davon, wie »ich nach Washington ging,
um mich mit wichtigen Abgeordneten des Kongres-
ses, Senatorinnen und Senatoren, dem Präsidenten
und Ministern zu treffen. Ich hatte Frühstückstreffen
mit dem Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten
des Repräsentantenhauses und traf den Ausschuss
für auswärtige Angelegenheiten des Senats.« Letztes
Jahr war er sogar so freimütig, dass er vom Weißem
Haus eine Rüge dafür erhielt, dass er die USA einen
»säumigen Geber« nannte. Obamas Pressesprecher
ließ dazu verlauten, seine Wortwahl sei »unglück-
lich«.4

In der Tat folgt seine Direktheit einem Muster: hart
im Privaten und unverbindlich in der Öffentlichkeit,
was eine hervorragende diplomatische Vorgehenswei-
se ist. Doch er hatte es mit dem amerikanischen Kon-
gress zu tun, in dem Diplomatie für einige seiner Mit-
glieder ein Oxymoron ist. Sie ließen die Kommentare
Bans durchsickern und taten anschließend so, als seien
sie entrüstet. Ban jedoch erreichte sein Ziel, die Beiträ-
ge wurden gezahlt und der Sturm legte sich rasch.

1 Interview des Autors mit Ban Ki-moon am 23. Februar 2010 in New

York. Alle folgenden Zitate im Text stammen aus diesem Interview. 

2 Vgl. UN Press Release GA/DIS/3396, 21.10.2009, http://www.un.org/

News/Press/docs/2009/gadis3396.doc.htm

3 Deutsche Übersetzung siehe Amerika-Dienst: http://amerikadienst.

usembassy.de/

4 The White House, Briefing by Press Secretary Robert Gibbs, 12.3.2009,

http://www.whitehouse.gov/the-press-office/briefing-white-house-

press-secretary-robert-gibbs-31209
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UN-Gegner halten sich zurück

Überraschend ist, dass sich die übliche Anti-UN-
Gruppe relativ ruhig verhält. Natürlich hat die kon-
servative Heritage Foundation fast schon reflexartig
Obama bezichtigt, den amerikanischen Steuerzahler
auszuverkaufen, weil er die Beiträge für den Haushalt
und für die Friedenstruppen vollständig bezahlte. Zu-
sätzlich stimmten 30 republikanische Senatoren für
eine Änderung an dem Gesetz für Kriegsveteranen,
durch die alle Beiträge für die UN an die Kriegsvete-
ranen umgeleitet würden.5 Auch wenn die meisten von
ihnen wussten, dass dieser Änderungsantrag nicht
durchgehen würde, stimmten sie dennoch dafür. Sie
wollten sich damit vorsorglich gegen Angriffe der erz-
konservativen ›Tea Party‹-Bewegung absichern.6 Letz-
tere aber war zu sehr mit dem Defizit, der Geburtsur-
kunde Obamas und der Gesundheitsreform beschäf-
tigt, als dass sie an die UN zu viele Gedanken hätte
verschwenden können.

Die zahlreichen Think Tanks der Rechten, deren
Diskurs die Ausrichtung der Außenpolitik unter Bush
junior bestimmt hat, haben keinen Einfluss mehr auf
die gegenwärtige Regierung. Diese lässt sich von weit
liberaleren und multilateral orientierten Institutionen
beraten, wie etwa dem ›Center for American Progress‹.

Veränderte Position für die USA

Durch die Zwischenwahlen im November 2010 könn-
te es zu einer Rückkehr des Kongresses zu seiner vor-
herigen Haltung kommen. Aber in der Zwischenzeit
wird, abgesehen von der offensichtlichen Erleichte-
rung Bans und des UN-Sekretariats, die Begleichung
der ausstehenden Beiträge vorerst genügen, um die
Glaubwürdigkeit der USA in der Generalversamm-
lung und im Sicherheitsrat wieder herzustellen.

In der Tat bringt das erneute Engagement der USA
in den UN eigene Probleme mit sich. Es war unge-
schickt, aber zutreffend von der amerikanischen Au-
ßenministerin Madeleine Albright, im Jahr 1998 die
USA als »unverzichtbare Nation« zu bezeichnen.
Heute allerdings ist dies weniger zutreffend. Mit zwei
fortdauernden Kriegen und einer massiven Wirt-
schaftskrise drohen die USA sich militärisch und fi-
nanziell zu übernehmen, was sie heute eher verzicht-
bar macht. Andere UN-Mitgliedstaaten haben ge-
genwärtig für eine Sonderbehandlung der USA we-
niger Verständnis als zuvor. Washington muss här-
ter arbeiten, um seine Ansprüche auf Führerschaft zu
rechtfertigen.

Generalsekretär Ban drängt darauf, die Beziehun-
gen zwischen den UN und den USA näher zu be-
stimmen, nicht zuletzt, weil er, zumindest ursprüng-
lich, ein Kandidat der USA war. »Die Vereinigten
Staaten sind natürlich einer der wichtigsten Staaten,
aber bitte vergessen Sie nicht, dass der ganze Sicher-
heitsrat und alle Mitgliedstaaten mich ernannt ha-

ben. Die Partnerschaft zwischen den UN und den USA
ist von grundlegender Bedeutung, ohne eine solche
Unterstützung wird es sehr schwierig. Dennoch ver-
langt meine Rolle als Generalsekretär, gleichermaßen
enge Beziehungen zu anderen Mächten zu pflegen,
und ich denke, dass ich in der Lage war, die Unter-
stützung und das Vertrauen von allen wichtigen Mit-
gliedern zu erhalten.«

Klimawandel als gemeinsames Thema

Ein Thema, bei dem sich die gleichgültige und feind-
liche Haltung der Vergangenheit noch auf die Oba-
ma-Agenda auswirkt, ist der Klimawandel. Ban weist
darauf hin, dass Obama der erste amerikanische Prä-
sident war, der an einem Klimagipfel teilgenommen
hat und vergleicht dies mit dessen Vorgänger: »Der
ehemalige Präsident Bush kam zwar zum Gipfel,
nahm aber nicht an den offiziellen Treffen teil, son-
dern nur an dem informellen Gipfel-Abendessen und
Gipfel-Treffen.« Ban machte den Klimawandel zu ei-
ner seiner Prioritäten, als er sein Amt antrat. Er ist
sichtlich erleichtert, dass die Regierung von Barack
Obama in dieselbe Richtung geht. Beide arbeiteten
eng zusammen, um für den Klimagipfel in Kopenha-
gen im Dezember 2009 eine hohe Beteiligung sicher-
zustellen, was ihnen immerhin gelang.

Dennoch hat der Präsident mit einem widerspens-
tigen Kongress zu kämpfen, in dem viele seiner eige-
nen Parteigänger Bergbau- oder andere kohlenstoff-
intensive Industrien vertreten. Wenn sie also nicht
unbedingt zu den Klima-Skeptikern gehören, so haben
sie dennoch ein berechtigtes Interesse, jegliche effek-
tive Maßnahmen zur CO2-Reduzierung zu vereiteln.
Damit waren Obamas Möglichkeiten eingeschränkt,
große Gesten zu machen, die vielleicht geholfen hät-
ten, einige Delegationen in Kopenhagen umzustim-
men. Seine umfassende Unterstützung für verbindli-
che Maßnahmen entzog allerdings jenen Ländern,
die solche Maßnahmen ablehnen, die Möglichkeit,
sich hinter dem zuvor von Bush nur wenig kaschier-
tem Skeptizismus und seiner Gleichgültigkeit zu ver-
stecken. Zudem sind die sich nun wieder engagieren-
den Vereinigten Staaten, angeschlagen durch die Fi-
nanzkrise, weitaus schwächer und weniger bedroh-
lich als die Vereinigten Staaten, die sich zuvor zurück-
gehalten haben. Auch wenn man bei der ›Kopenha-
gen-Vereinbarung‹ nur bedingt von einem Erfolg spre-
chen kann, wäre sie ohne das Team Ban und Obama
wohl kaum zustandegekommen. Bans Bemühungen
wären von der Vorgängerregierung vereitelt oder ig-
noriert worden.

Lange Liste unerledigter Aufgaben

Dennoch kann die Regierung Obama nach mehr als
einem Jahr im Amt – verständlicherweise von der
Wirtschaftskrise und der Gesundheitsreform in Be-
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schlag genommen – bislang nur enttäuschend wenig
Fortschritte bei vielen wichtigen multilateralen Fra-
gen vorweisen. Auch wenn alle die neue offenere Hal-
tung begrüßen, gibt es immer noch eine lange Liste
an internationalen Übereinkommen, denen die USA
beitreten sollte, will das Land ein kooperativer Part-
ner in der Weltgemeinschaft und ein vorbildliches
UN-Mitglied werden. Es stehen zum Beispiel aus: die
Unterzeichnung und Ratifizierung des Seerechtsüber-
einkommens, befürwortet vom Verteidigungsminis-
terium; die Ratifizierung des Umfassenden Teststopp-
abkommens, von entscheidender Bedeutung für die
neue Nichtverbreitungspolitik der Regierung; die Un-
terzeichnung und Ratifizierung der Ottawa-Konven-
tion und die Ratifizierung der Kinderrechtskonven-
tion, beides wichtige Themen für Obamas Wähler-
schaft. Nicht zuletzt äußert sich die Regierung wohl-
wollend gegenüber einem möglichen Waffenhandels-
vertrag und gegenüber dem Internationalen Gerichts-
hof, doch sieht sie sich einer starken innenpolitischen
Opposition ausgesetzt.

Seerechtsübereinkommen

Einige dieser Unterzeichnungen und Ratifizierungen,
wie die des Seerechtsübereinkommens, von entschei-
dender Bedeutung für amerikanische Besitzansprüche
in der rasch schmelzenden Arktis, sind derart ›nied-
rig hängende Früchte‹, dass nur die außergewöhnlich
intensive Beschäftigung mit innenpolitischen Fragen
das Unvermögen, damit fortzufahren, erklären kann.

Das Seerechtsübereinkommen ist der Lackmustest,
ob auf dem Capitol Hill die Vernunft in internatio-
nalen Angelegenheiten überlebt oder nicht. Der ein-
zige Grund für eine Ablehnung des Übereinkommens
ist eine grundsätzliche quasi-theologische Opposition
einiger Konservativer gegen eine ›Weltregierung‹.
Wenn die Regierung die Ratifizierung eines Instru-
mentes, das den Vereinigten Staaten so viele Vorteile
bietet, das vom Pentagon, von der Marine, von Un-
ternehmen und dem überwiegenden Teil des Kon-
gresses gewollt ist, nicht sicherstellen kann, dann be-
steht wenig Hoffnung für Fortschritte an dieser Front.
Die Hoffnung schwindet noch mehr, sollte nach den
diesjährigen Zwischenwahlen die demokratische
Mehrheit im Senat schrumpfen oder verloren gehen
und sollten die letzten vernünftigen Republikaner in
den Ruhestand treten oder aus dem Amt gedrängt
werden.

Internationaler Strafgerichtshof

Was den Internationalen Strafgerichtshof angeht,
entsandte die Regierung immerhin eine Beobachter-
delegation zur letzten Vertragsstaatenkonferenz im
November 2009 nach Den Haag. Sowohl Außenmi-
nisterin Hillary Clinton als auch der für Kriegsver-
brechen zuständige Sonderbotschafter Stephen Rapp
brachten ihren grundsätzlichen Wunsch, dem Statut
beizutreten, zum Ausdruck. Rapp relativierte dies je-

doch umgehend: »Wir haben noch nicht ratifiziert.
Die Frage, ob die Vereinigten Staaten in dieser Frage
voranschreiten werden, ist immer noch, wie ich glau-
be, viele Jahre entfernt.«7

Die Regierung muss natürlich irgendwann noch
ihre Absicht kundtun, die Rücknahme der Unter-
zeichnung des Statuts wieder aufzuheben. Sicher ist
nur, dass sie nicht zu einer Opposition wie in den
Bush-Jahren zurückkehren wird. Darin kann man
durchaus einen Fortschritt sehen, aber im Grunde
genommen kehrt die Regierung lediglich zurück zur
Haltung Bill Clintons: die der wohlwollenden Tole-
rierung des Gerichtshofs.

Nichtverbreitung

Bei einer Frage hinsichtlich der Unterzeichnung von
Verträgen brauchen die USA sicherlich die Unter-
stützung der UN, nämlich bei den Themen Nichtver-
breitung und Abrüstung. Sie brauchen sie sowohl
generell als auch in den speziellen Fällen Iran und
Nordkorea. Im letzteren Fall hat Ban Ki-moon sei-
nen Untergeneralsekretär für politische Angelegen-
heiten Lynn Pascoe entsandt, um einen möglichen
Besuch Bans später im Jahr vorzubereiten. Erfolg ist
bei Pjöngjang immer unvorhersehbar, aber Bans per-
sönlicher Hintergrund lässt hoffen, dass er zumin-
dest verstehen wird, was vor sich geht – was bei vie-
len anderen Unterhändlern nicht der Fall ist. 

Was das Thema Nichtverbreitung allgemein be-
trifft wird die internationale Gemeinschaft auf der
8. Überprüfungskonferenz des Nichtverbreitungsver-
trags (NVV) im Mai 2010 die Aufrichtigkeit der ›er-
laubten‹ Nuklearmächte, vor allem der USA, auf die
Probe stellen. Letztes Jahr hat die Regierung Obama
noch vor Inspektionen unter dem Übereinkommen
über biologische Waffen zurückgeschreckt. Daraus
lässt sich schließen, dass das Verteidigungsministe-
rium immer noch einen zu großen Einfluss auf die
Politik haben könnte. 

Jeglicher Hinweis, die Politik der Regierung Ob-
ama könne der Natur seiner Vorgängerregierung äh-
neln, nach dem Motto: »Macht das, was wir sagen,
aber nicht das, was wir machen«, wird den Wider-
stand von Nuklearwaffenstaaten sicherlich vergrö-

5 U.S. Senate Rejects False Choice Between Supporting Veterans and

UN Funding, UN Dispatch, 20.11.2009, http://www.undispatch.com/us-

senate-rejects-false-choice-between-supporting-veterans-and-un-fun

ding

6 Kurz nach Obamas Amtsantritt  entstand die ›Tea Party‹-Bewegung –

eine konservative Bürgerbewegung, die sich aus unterschiedlichsten Or-

ganisationen zusammensetzt. Der Name ist an die ›Boston Tea Party‹ von

1773 angelehnt, die als wichtiger Meilenstein der amerikanischen Unab-

hängigkeit gilt. Vgl. Palin feuert ›Tea Party Movement‹ an, Tagesschau,

7.2.2010, http://www.tagesschau.de/ausland/teapartyconvention102.html

7 U.S. to Attend Hague Court Meeting as Observer, Reuters, 16.11.2009,

http://www.reuters.com/article/idUSLG395050
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ßern. Insbesondere überprüft die Regierung gegen-
wärtig die amerikanische Nukleardoktrin, die unter
Bush junior den Ersteinsatz von Nuklearwaffen nicht
ausgeschlossen hat, um zum Beispiel auf einen An-
griff mit chemischen oder biologischen Waffen zu
reagieren. Ein Kompromissvorschlag ist, wenn die
USA erklärten, Nuklearwaffen bei NVV-Staaten, die
den Vertrag auch umsetzen, nicht zuerst einzusetzen.

Dennoch hat sich der Ton im Vergleich zur Regie-
rung Bush grundlegend gewandelt. Deren ideologi-
sche Opposition gegenüber multilateralen Instrumen-
ten hatte zu einer Sabotage der vorherigen NVV-
Überprüfungskonferenz im Mai 2005 geführt und
die USA davon abgehalten, den Umfassenden Test-
stoppvertrag zu ratifizieren.

Naher Osten

Dies führt zurück zu dem ermüdenden und quälen-
den Nahost-Problem, das die US-UN-Beziehungen
wie ein roter Faden durchzieht. Dass die Vereinig-
ten Staaten die Nuklearwaffen Israels toleriert, wird
ihre Bemühungen, Unterstützung zu finden, gefähr-
den, auch wenn die erklärte Politik der Regierung, für
eine universelle Mitgliedschaft des NVV zu sein, die
Aufmerksamkeit einiger israelischer Politiker erregt
und zu einigen Irritationen in Indien geführt hat.

Es sind gerade diese Beziehungen zu Israel, die am
ehesten Fragen zum Verhältnis zwischen den UN und
den USA aufkommen lassen, und auch die Hauptur-
sache für den Bruch waren. Nicht gerade rühmlich
war zum Beispiel im Zusammenhang mit dem ›Gold-
stone-Bericht über den Gaza-Krieg‹, wie die von Ob-
ama ernannten Vertreter in den UN ihre vollmundi-
gen Bekenntnisse zur internationalen Strafgerichts-
barkeit teilweise wieder zurücknahmen, auch wenn
ihre relativ moderaten Kommentare zur ›Ausgewo-
genheit‹ weit von den hysterischen und persönlich
verletzenden Beschimpfungen entfernt waren, mit de-
nen andere Kreise auf den Bericht des geschätzten
Juristen reagierten. Am Ende haben die USA gemein-
sam mit Großbritannien und Frankreich das gutge-
heißen, was letztlich das Hauptergebnis des Berichts
ist, dass sowohl Israelis als auch Palästinenser glaub-
würdige und unabhängige Untersuchungen durch-
führen sollen.

In diesem Zusammenhang ist es bemerkenswert,
dass Obama nicht auf frühere UN-Resolutionen und
auch nicht auf die Möglichkeit künftiger Sicherheits-
ratsresolutionen zurückgegriffen hat, um den Einzel-
gänger Benjamin Netanjahu auf jenen Pfad zurück-
zubringen, den der Nahost-Fahrplan vorgegeben hat.
Obamas Mitarbeiter waren sehr vorsichtig, indem sie
den Ministerpräsidenten lediglich aufforderten, zu-
vor abgegebene Versprechungen Israels insbesondere
in Bezug auf den Fahrplan umzusetzen. Der Kongress
ist ambivalent gegenüber jeder UN-Resolution zu Is-
rael, unabhängig davon, wie sich das Außenministeri-
um verhält.

Auf der anderen Seite hat die Regierung Obama
den UN-Generalsekretär für seine deutlichen Aussa-
gen zu Gaza auch nicht ›abgestraft‹, weil die eigenen
Vertreter ähnliche Standpunkte vertreten haben, wenn
auch weniger nachdrücklich. Dies trägt dazu bei, den
Druck auf Netanjahu zu erhöhen, damit er seine
Pflicht im Hinblick auf Obamas Projekt eines Ab-
schlusses eines Nahost-Friedensabkommens erfüllt.

Die Regierung hat die Friedensinitiative von 2002
der Liga der arabischen Staaten gutgeheißen,8 die sich
auf die von den UN befürworteten Grenzen von
1967 beruft. Doch sie hat sich kaum befleißigt, Israel
dazu zu bringen, die Grenzen anzuerkennen, geschwei-
ge denn seine Verpflichtungen aus dem Nahost-Fahr-
plan zu erfüllen. Solange dies nicht geschieht, wird
die internationale Gemeinschaft zu keinem Urteil dar-
über kommen, ob die USA sich wahrhaftig wieder den
Grundsätzen jener Organisation unterwerfen, die sie
selbst gegründet haben.

Fazit

Es wäre hoffnungslos optimistisch und tatsächlich
unrealistisch zu erwarten, dass sich das Verhalten der
USA gegenüber den UN der europäischen Art anzu-
nähern beginnt. Doch objektiv betrachtet hat diese
Regierung sich schon ein beträchtliches Stück in die-
se Richtung bewegt. Haltung zählt, und die wider-
willige Kooperation der Bush-Jahre durch die gegen-
wärtige offene Haltung zu ersetzen, macht einen gro-
ßen Unterschied – für die Vereinten Nationen und
für die Welt.

Innenpolitische Zwänge werden die Regierung
höchstwahrscheinlich davon abhalten, in puncto Ra-
tifizierungen und Beitritte zu internationalen Abkom-
men sehr viel weiter zu gehen, doch zumindest wird
sie sie nicht bewusst missachten oder sabotieren. Die
Zusammenarbeit mit dem UN-Sekretariat und mit
den Sonderorganisationen wird ausgeweitet werden
und sich verbessern, aber es wird einige Zeit dauern,
bis sich die USA in einer freieren Position befinden
werden, um mit anderen Mitgliedstaaten gemeinsam
die Führung in der Organisation zu übernehmen. Die
Erinnerungen an den vormaligen Unilateralismus, ge-
mischt mit einem ausgesprochen revanchistischem
Element der Schadenfreude über die gegenwärtige
relative Schwäche der USA, wird viele Mitgliedstaa-
ten gegenüber Obamas multilateraler Charme-Offen-
sive resistent machen.

Barack Obama hat maximal zwei Amtszeiten, sie
zu umwerben, die ›Ehe zu vollziehen‹ und die Bezie-
hung langfristig beständiger zu machen.

8 Vgl. Interview Barack Obama mit dem Fernsehsender Al Arabiya am

27.1.2009, http://www.alarabiya.net/articles/2009/01/27/65087.html#

004=Al-Arabiya
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